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  Kulturland: Der 
Siedlungsdruck auf Fruchtfolgeflächen wird gebremst

  Strenge Bundesgerichtsurteile zum Schutz des Bodens    

Auszug:
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Neueinzonungen

Das Bundesgericht setzt 
hohe Hürden

Christa Perregaux DuPasquier
Juristin, EspaceSuisse

Eine Gemeinde kann ihre Bauzone nicht einfach erweitern.  
Sie muss zuvor darlegen, wie sie die Nutzungsreserven in der 
heutigen Bauzone und das Potenzial der Innenverdichtung 
berücksichtigt. Das Bundesgericht hat in zwei Urteilen aus den 
Gemeinden Glattfelden ZH und Develier JU gezeigt, dass es an 
seiner schon bisher strengen Haltung zur Umsetzung des Raum-
planungsgesetzes festhält. 
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Die Gemeinde Develier versäumte es, die Bauzonen auf regionaler Ebene 
abzustimmen. Das Bundesgericht lehnte darum eine Neueinzonung ab.  
Foto: A. Beuret, EspaceSuisse
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Früher war es für eine Gemeinde relativ einfach: Bei Bauland-

bedarf konnte sie ihre Bauzone erweitern und dabei auf eine 

gewisse Grosszügigkeit des Kantons zählen. Die Zeiten haben 

sich jedoch geändert. Grund dafür ist nicht nur das Inkra�tre-

ten des revidierten RPG am 1. Mai 2014, sondern auch − und 

vor allem − das erhöhte Bewusstsein für die Begrenztheit des 

Bodens und den zunehmenden Bodenverbrauch aufgrund der 

Entwicklungen in den Bereichen Mobilität, Haushalte, Wirt-

scha�, Freizeit und Bevölkerungswachstum. 

Die zehn Gebote für eine Einzonung
Die Revision des RPG hat die Anforderungen an eine Einzo-

nung klar umschrieben und verschär�. Verlangt wird, dass

 – Bauzonen nur für die kommenden 15 Jahre definiert werden,

 – überdimensionierte Bauzonen verkleinert werden,

 – die Einzonung regional abgestimmt wird und 

 – Nutzungsreserven in der bestehenden Bauzone konsequent 

berücksichtigt werden. 

Ausserdem darf die Neueinzonung 

 – zu keiner Zerstückelung des Kulturlands führen und 

 – das betreffende Gebiet muss sich für eine Überbauung eig-

nen, beispielsweise durch das Fehlen von Naturgefahren.

Verlangt werden auch 

 – eine sorgfältige Interessenabwägung und 

 – die Berücksichtigung des kantonalen Richtplans.  

Die Gemeinde muss 

 – in der Lage sein, die erforderliche Erschliessung zu finanzie-

ren und auch 

 – nachweisen, dass das Bauland rechtlich verfügbar ist. Das 

heisst beispielsweise, dass sie dafür sorgen muss, dass das 

Grundstück im Planungszeitraum (kommende 10-15 Jahre) 

auch tatsächlich überbaut wird. Dies kann über ein gesetzli-

ches Kaufrecht oder einen Kaufrechtsvertrag geschehen.

Erfüllung der Anforderungen muss klar nachgewie-
sen werden
Im Urteil Glattfelden kamen die Lausanner Richter zum Schluss, 

dass die von der Gemeinde vorgesehene Erweiterung der 

Bauzone nicht genehmigt werden kann. Die Gemeinde hatte 

nur ungenügend nachgewiesen, dass sie die bestehenden 

Nutzungsreserven und das Potenzial der Innenentwicklung 

konsequent ausgeschöp� hat. Sie konnte sich nicht damit be-

gnügen, zu versichern, sie habe diese Fragen geprü�. Um den 

rechtlichen Anforderungen zu genügen, hätte sie den Umfang 

dieser Reserven, das Verdichtungspotenzial und die bessere 

Nutzung des bestehenden Siedlungsgebiets, aber auch die 

Massnahmen zur Mobilisierung der Nutzungsreserven im Be-

richt zur Nutzungsplanung (vgl. Kasten S. 14) konkret aufzeigen 

müssen.

Anforderungen gelten auch bei einer Flächenkom-
pensation
Im Urteil Develier (vgl. auch Artikel «Der Siedlungsdruck auf 

Fruchtfolgeflächen wird gebremst», S. 16) argumentierte die 

Gemeinde, sie habe die geplanten Neueinzonungen durch 

Rückzonungen kompensiert, wie dies das Übergangsrecht 

vorsehe. Dies allein reichte für eine Einzonung jedoch nicht. 

Das Bundesgericht hielt fest, dass unabhängig von einer Kom-

pensation alle Voraussetzungen für eine Neueinzonung erfüllt 

sein müssten – insbesondere auch jene zur Abstimmung der 

Bauzonen auf regionaler Ebene. Eine solche Abstimmung 

hatte die Gemeinde versäumt.

Die Gemeinden müssen ihren Bedarf begründen
Die beiden Urteile haben für die Gemeinden und Planungs-

fachleute, die sie beraten, weitreichende Folgen: Im erläutern-

den Bericht (Art. 47 RPV) zum revidierten Nutzungsplan (vgl. 

Kasten S. 14) müssen sie ausführlich darlegen, welche Nut-

zungsreserven in den bestehenden Bauzonen vorhanden sind 

und welche Massnahmen ergriffen wurden, um diese zu mo-

bilisieren. Auszuweisen sind dabei nicht nur die unbebauten 

Flächen in den Bauzonen, sondern auch jene, die unternutzt 

bzw. schlecht genutzt sind.

Die Richter nehmen das revidierte RPG ernst
EspaceSuisse stellt einmal mehr fest, dass das Bundesgericht 

das 2012 revidierte Raumplanungsgesetz sehr ernst nimmt 

und dass die verschär�en Vorschri�en, denen das Stimmvolk 

2013 zugestimmt hat und die 2014 in Kra� getreten sind, Wir-

kung zeigen. Die Erweiterung der Bauzonen ist viel schwieriger 

geworden; die Zersiedelung dür�e damit gebremst werden. 

Diese strenge Haltung des Bundesgerichts ist nötig, um das 

gesetzte Ziel zu erreichen und die Zersiedelung einzudämmen.

 Das Urteil im Wortlaut

Urteil des Bundesgerichtes 1C_105/2018 vom 18. Dezember 

2018 (Glattfelden ZH) in US EspaceSuisse Nr. 5577

Urteil des Bundesgerichtes 1C_494/2016 vom 26. November 

2018 (Develier JU) in US EspaceSuisse Nr. 5617
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Der Bericht zur Nutzungsplanung

Artikel 47 der Raumplanungsverordnung verlangt, dass die 

Behörde, die Nutzungspläne erlässt, der kantonalen Geneh-

migungsbehörde Bericht erstattet, wie die Pläne die Ziele und 

Grundsätze der Raumplanung (Art. 1 und 3 RPG), die Anregun-

gen aus der Bevölkerung (Art. 4 Abs. 2 RPG), die Sachpläne 

und Konzepte des Bundes (Art. 13 RPG) und den Richtplan (Art. 

8 RPG) berücksichtigen und wie sie den Anforderungen des 

übrigen Bundesrechts, insbesondere der Umweltschutzge-

setzgebung, Rechnung tragen. Dabei muss sie insbesondere 

auch darlegen, welche Nutzungsreserven in den bestehenden 

Bauzonen bestehen und welche Massnahmen in welcher zeit-

lichen Folge ergriffen werden, um diese Reserven zu mobili-

sieren oder die Flächen einer zonenkonformen Überbauung 

zuzuführen.

EspaceSuisse hat im Raum & Umwelt 4/2018 unter dem 

Titel «Der Bericht zur Nutzungsplanung. Die Chance für Trans-

parenz und fundierte Planung» ein Dossier herausgegeben 

mit umfassenden Informationen zum Sinn und Zweck des Pla-

nungsberichts, seinen Inhalten und der Art, wie Kantone und 

Gemeinden die Berichterstattungspflicht erfüllen.

0            100       200m

Glattfelden ZH

     Bauzonen Schweiz (harmonisiert)

Bevor die Gemeinde Glattfelden die gestrichelt umrandete Parzelle einzonen kann, muss sie nachweisen, dass sie alle bestehenden Nutzungsreserven ausgeschöp� 
hat. Lu�bild: Bundesamt für Landestopografie swisstopo

Das revidierte RPG und die Rechtsprechung 
des Bundesgerichts

EspaceSuisse wird am Kongress vom 4. Juli 2019 in 

Solothurn (vgl. S. 35) die neusten Bundesgerichtsurteile 

zum revidierten RPG vorstellen. Anmeldungen für diesen 

Kongress sind ab sofort möglich über: 

www.espacesuisse.ch/de/weiterbildung





Schutz des Kulturlands

Der Siedlungsdruck auf  
Fruchtfolgeflächen wird gebremst

Christa Perregaux DuPasquier
Juristin, EspaceSuisse

Heute ist es grundsätzlich ausgeschlossen, dass Gemeinden ihre Bauzonen auf Fruchtfolge-
flächen ausdehnen, um darauf Einfamilienhäuser zu erstellen. Denn die Raumplanungs-
verordnung sieht vor, dass bei einer Einzonung von Fruchtfolgeflächen die beanspruchten 
Flächen «optimal genutzt» werden müssen. Zudem muss im Rahmen einer Interessen-
abwägung geklärt werden, ob ein genügend gewichtiges kantonales Interesse am betreffen-
den Vorhaben besteht, das die Beanspruchung von Fruchtfolgeflächen rechtfertigt. 

Die Gemeinde Develier wollte die Fruchtfolgefläche in der Bildmitte für Einfamilienhäuser einzonen. Das Bundesgericht lehnte das ab, da nicht alle Bedingungen  
für eine Neueinzonung erfüllt waren. Foto: A. Beuret, EspaceSuisse
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«Der angekündigte Tod der Einfamilienhausquartiere»: So 

lautete die Überschri� eines Artikels, der ein Jahr nach Inkra�-

treten des revidierten RPG in einer Westschweizer Zeitung 

erschienen ist. Stimmt diese Prognose? Sie dür�e zutreffen, 

wenn man sich die Rechtsprechung des Bundesgerichts vor 

Augen hält. So haben die Lausanner Richter im vergangenen 

November in der jurassischen Gemeinde Develier die Einzo-

nung von Fruchtfolgeflächen (FFF) für den Bau von 25 Einfa-

milienhäusern abgelehnt (vgl. Artikel «Das Bundesgericht setzt 

hohe Hürden», S. 12). Die Argumentation der Gemeinde, die 

geplanten Neueinzonungen würden gemäss Übergangsrecht 

durch Rückzonungen kompensiert, nützte ihr nichts. Das Bun-

desgericht stellte fest, dass unabhängig von einer Kompensa-

tion alle Bedingungen für eine Neueinzonung erfüllt sein müss-

ten, insbesondere auch jene des sparsamen Umgangs mit den 

Fruchtfolgeflächen.

Die Raumplanungsverordnung präzisiert das Gesetz
Das RPG verlangt den Erhalt der Fruchtfolgeflächen (Art. 15 

Abs. 3 RPG). Die Raumplanungsverordnung (RPV) hält dazu 

fest, dass Fruchtfolgeflächen nur eingezont werden dürfen, 

wenn «ein auch aus der Sicht des Kantons wichtiges Ziel» ohne 

eine Beanspruchung dieser Flächen nicht sinnvoll erreicht wer-

den kann und wenn die beanspruchten Flächen «optimal ge-

nutzt» werden (vgl. Kasten mit dem Wortlaut von Art. 30 Abs. 

1bis RPV). Sind diese Präzisierungen mit dem RPG vereinbar? 

Oder anders gesagt: Ist diese Verordnungsbestimmung über-

haupt gesetzeskonform? 

Das Bundesgericht beschä�igte sich in zwei neueren Ur-

teilen, darunter auch im Urteil Develier, mit dieser Frage und 

gelangte beide Male zum Schluss, dass diese Bestimmung 

rechtmässig ist. Es hielt fest, dass die genannten Anforderun-

gen zur Interessenabwägung gehören und Ausfluss des Para-

digmenwechsels sind, der mit dem RPG eingeleitet wurde.

Fruchtfolgeflächen optimal nutzen
Eine der Präzisierungen in der Raumplanungsverordnung be-

trifft, wie erwähnt, die optimale Nutzung von eingezonten 

Fruchtfolgeflächen. Um zu verstehen, was das Bundesgericht 

unter diesem Begriff versteht und wie es ihn auslegt, muss 

man ihn mit dem Paradigmenwechsel des revidierten RPG in 

Verbindung setzen: Dieser lenkt die Siedlungsentwicklung 

nach innen und verlangt eine bessere Nutzung der bestehen-

den Bauzonen. Vor einer Neueinzonung muss die Gemeinde 

somit nachweisen, dass sie das Siedlungsgebiet nach innen 

verdichtet und die Nutzungsreserven (unbebaute oder unter-

nutzte Grundstücke) ausgeschöp� hat. Zu berücksichtigen 

ist zudem, dass Fruchtfolgeflächen nur ausnahmsweise be-

ansprucht werden dürfen und deren Beanspruchung auf ein 

Minimum begrenzt sein muss. Wenn man diese Anforderun-

gen miteinander verbindet, wird klar, dass die Einzonung von 

Fruchtfolgeflächen für eine Überbauung von geringer Dichte 

ausgeschlossen ist. Die Ausscheidung einer Bauzone für Ein-

familienhäuser erfüllt die Voraussetzung einer optimalen Nut-

zung von Fruchtfolgeflächen nicht. Das Gebot der Verdichtung 

gilt somit erst recht für Neueinzonungen, die auf Fruchtfolge-

flächen erfolgen.

Fruchtfolgeflächen für Vorhaben von kantonaler 
Bedeutung reserviert
Damit die Einzonung von Fruchtfolgeflächen gerechtfertigt 

ist, muss die vorgesehene Nutzung einem Ziel von kantonaler 

Bedeutung entsprechen. Das Bundesgericht hielt dazu fest, 

dass sich das öffentliche Interesse (Art. 30 Abs. 1bis RPV) nicht 

zwingend aus dem kantonalen Richtplan oder einem anderen 

offiziellen Dokument ergeben muss. Die Formulierung «ein 

aus Sicht des Kantons wichtiges Ziel» lasse einen gewissen 

Interpretationsspielraum zu. Im Fall der Gemeinde Develier 

Was sind Fruchtfolgeflächen?

Fruchtfolgeflächen sind landwirtscha�liche Böden, die 

besonders gut für die Landwirtscha� geeignet sind. Sie 

umfassen ackerfähiges Kulturland, vorab Ackerland und 

Kunstwiesen in Rotation sowie ackerfähige Naturwiesen 

und werden aufgrund folgender Kriterien ausgeschieden: 

klimatische Verhältnisse (Vegetationsdauer, Nieder-

schläge), Beschaffenheit des Bodens (Bearbeitbarkeit, 

Nährstoffe und Wasserhaushalt) und Geländeform (Hang-

neigung, Möglichkeit einer maschinellen Bewirtscha�ung).

Der Sachplan Fruchtfolgeflächen – ein Raumplanungs-

instrument des Bundes – legt einen Mindestumfang an FFF 

fest, der von den einzelnen Kantonen eingehalten werden 

muss. 

Der Sachplan wird zurzeit überarbeitet und war bis am 

26. April 2019 bei den Kantonen und weiteren interessier-

ten Kreisen in der Mitwirkung. 

Weitere Informationen zur Überarbeitung des Sach-

plans Fruchtfolgeflächen finden sich im Teil «Raumentwick-

lung» des Jahresberichts 2018 von EspaceSuisse, Kapitel 

« Bodenschutz».

www.espacesuisse.ch/de/verband/jahresbericht
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konnte dem Bau von 25 Einfamilienhäusern jedoch klar keine 

kantonale Bedeutung zugesprochen werden. Es liegt auch 

noch kein vom Bundesrat genehmigter kantonaler Richtplan 

vor, der die Dimensionierung der Bauzonen definiert, und die 

Gemeinde konnte die vom RPG geforderte Abstimmung der 

Bauzonen auf regionaler Ebene in keiner Weise nachweisen. 

Das kantonale Interesse bei der Beanspruchung von 

Fruchtfolgeflächen bejaht hat das Bundesgericht jedoch in ei-

nem andern Fall aus dem Kanton Jura. Wenige Tage vor dem 

Urteil Develier hielt es in einem Fall zu einem Tiefengeothermie-

projekt in der Gemeinde Haute-Sorne fest, dass das Vorhaben 

von kantonalem Interesse sei und das Erfordernis einer optima-

len Nutzung von Fruchtfolgeflächen erfülle.

 Das Urteil im Wortlaut

Urteil des BG 1C_494/2016 vom 26. November 2018 2018 

(Develier JU) in US EspaceSuisse Nr. 5617

Urteil des BG C_46/2017 vom 21. November 2018 

( Haute-Sorne JU) in US EspaceSuisse Nr. 5599

 

Art. 30 RPV Sicherung der Fruchtfolgeflächen

1 Die Kantone sorgen dafür, dass die Fruchtfolgeflächen den 

Landwirtscha�szonen zugeteilt werden; sie zeigen in ihren 

Richtplänen die dazu erforderlichen Massnahmen.
1bis  Fruchtfolgeflächen dürfen nur eingezont werden, wenn:

a. ein auch aus der Sicht des Kantons wichtiges Ziel ohne 

die Beanspruchung von Fruchtfolgeflächen nicht sinnvoll 

erreicht werden kann; und

b. sichergestellt wird, dass die beanspruchten Flächen 

nach dem Stand der Erkenntnisse optimal genutzt wer-

den.
2 Die Kantone stellen sicher, dass ihr Anteil am Mindestumfang 

der Fruchtfolgeflächen (Art. 29) dauernd erhalten bleibt. 

Soweit dieser Anteil nicht ausserhalb der Bauzonen gesichert 

werden kann, bestimmen sie Planungszonen (Art. 27 RPG) für 

unerschlossene Gebiete in Bauzonen.
3 Der Bundesrat kann zur Sicherung von Fruchtfolgeflächen in 

Bauzonen vorübergehende Nutzungszonen bestimmen (Art. 

37 RPG).
4 Die Kantone verfolgen die Veränderungen bei Lage, Umfang 

und Qualität der Fruchtfolgeflächen; sie teilen die Verände-

rungen dem ARE mindestens alle vier Jahre mit (Art. 9 Abs. 1).

Auch die Fruchtfolgefläche auf der linken Seite der Strasse wollte die Gemeinde für Einfamilienhäuser einzonen. Foto: A. Beuret, EspaceSuisse
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